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A N FRA G E 

der Abgeordneten Mag. Praxmarer, Motter, Scheibner 

an den Bundesminister für Unterricht und Kunst 

betreffend österreichische Bildungsausgaben im OECD~Vergleich 

Eine im Sommer erschienene OECD-Studie zeigt, daß Österreich bei 

den Bildungsausgaben der internationalen Entwicklung hinterhinkt. 

So fließen in den OECD-Staaten im Durchschnitt rund 12 % der 

gesamten öffentlichen Ausgaben in den Bildungsbereich. Die 

Republik Österreich liegt mit 11,1 % unter 13 OECD-Ländern 

lediglich an sechster Stelle, und damit weit abgeschlagen. 

Demgegenüber muß Österreich 91 % der öffentlichen Ausgaben im 

Bildungsbereich für die Bedeckung der Personalkosten aufwenden, 

wobei z. B. der Staat Luxemburg bloß 86 % dafür ausgibt. Ebenfalls 

aufgefallen ist, daß der Volksschulsektor in Österreich nur etwa 

17,1 % der Bildungsausgaben verbraucht, während andere OECD

Länder wie Japan, Schweden oder Großbritannien bis zu 38 % dafür 

aufwenden. Vor dem Hintergrund der steigenden staatlichen 

Defizite ergibt sich somit die Frage, ob nicht auch durch eine 

Neuverteilung der bildungspolitischen Kompetenzen zwischen Bund 

und Ländern, die vorhandenen Budgetmittel nach sachlichen und 

finanziellen Effizienzgesichtspunkten besser eingesetzt werden 

könnten. Die unterfertigten Abgeordneten stellen an den Herrn 

Bundesminister für Unterricht und Kunst folgende 

A n fra g e 

1. Wie beurteilen Sie aufgrund der vorliegenden OECD-Studie 

insgesamt die Stellung Österreichs im Bildungswesen? 
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2. Welche strukturellen Schwachpunkte des österreichischen 

Bildungswesens lesen Sie aus der Studie ab, und durch welche 

Maßnahmen werden Sie sie beseitigen? 

3. Gibt es im Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

konkrete Überlegungen zu einer Neuverteilung der Kompetenzen 

zwischen Bund und Ländern in der Bildungspolitik, und wenn 

ja, wie sehen diese aus? 

4. Welche finanzielle Entlastung würde sich aus der Sicht des 

Bundesmlnisteriums für Unterricht und Kunst aus einer 

Kompetenzneuverteilung in der Bildungspolitik für den Bund 

ergeben? 
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